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«EsbrauchteineSolaroffensive»
Alpine Solarzonen undAgri-Fotovoltaik: Daswill SP-NationalrätinGabriela Suter fördern.

Interview: Othmar vonMatt

DieSchweiz fürchtet sichvor
einemBlackout. Ist das auch
IhregrössteAngst?
Gabriela Suter: Das Risiko hat
mitdemScheiterndesRahmen-
abkommens zugenommen.Wir
müssen die inländische Strom-
versorgungssicherheit stärken.
Das ist aber nicht neu. Leider
standen jeneKreise, die jetzt ein
Angstmacher-Szenario verbrei-
ten, jahrelang auf der Bremse
beim Ausbau der erneuerbaren
Energien.

Hatdie Schweiz inZukunft
genugStromalleinemit
erneuerbarenEnergien?
Das ist machbar. Dafür braucht
es Energieeffizienz, eine ge-
schickte Kombination der er-
neuerbaren Energien, massive
Investitionen in deren Ausbau
undbessereRahmenbedingun-
gen. Der Umbau des Energie-
systems ist diewichtigsteKlima-
schutzmassnahme und stärkt
unsere Versorgungssicherheit.

EineStudiederEmpavon
2019zeigt, dassbis 2050
40TerawattstundenStrom
fehlen.Wie siehtmandas
bei der SP?
Für Versorgungssicherheit und
das Erreichen des Netto-null-
Ziels muss die Fotovoltaik bis
2050 rund 45 Terawattstunden
Strom liefern, 15-mal mehr als
heute.DerFachverbandSwisso-
lar zeigtmit seinemElf-Punkte-
Plan, dass diesmöglich ist.

PlanenSie eineSolar-
Anbauschlacht?
Esbraucht jetzt tatsächlich eine
nationaleSolaroffensive.Poten-
zialabschätzungen des Bundes-
amts für Energie zeigen: Wir
haben genügend Flächen, um
mitFotovoltaik aufüber 100Te-
rawattstunden pro Jahr zu kom-
men. Nur schon auf Dächern
und Fassaden von bestehenden
BautenkönntenwirmehrStrom
produzieren, als die Schweiz
heute verbraucht.

Vonwieviel StromredenSie?
Das Potenzial liegt bei 66 Tera-
wattstunden pro Jahr. Wir ver-
brauchenzurzeit knapp63Tera-
wattstunden.

Wowill die SPüberall
Solaranlagenbauen?
NebendenDächernundversie-
gelten Flächen im Mittelland
brauchenwir auch alpine Solar-
zonen über 800 Metern. Sie
würden das Winterstrompro-
blem entschärfen.

Wokonkret sehenSie alpine
Solarzonen?
Etwa in Gebietenmit Skitouris-
mus. Dort ist die Landschaft
bereits beeinträchtigt. Man
könnteSolaranlagenentlangder
Zäunebauen,welchediePisten
abgrenzen, sowie an Lawinen-
verbauungen. Unberührte
Landschaften sollten hingegen
möglichst intakt bleiben.Esgibt
abernochviele andereMöglich-
keiten für Fotovoltaik.

Welche?
Wir können Parkplätze und
Autobahnen mit Fotovoltaik
überdachen. Und wir schlagen
auch Agri-Fotovoltaik vor. Die
Anlagenkönnen landwirtschaft-
liche Kulturen wie Obstplanta-
genschützen,ohnedieBiodiver-

sität zu beeinträchtigen, und
einenzusätzlichenErtrag fürdie
Bauern liefern.

GlaubenSie tatsächlich,
dass eineSolaroffensive
genügt? SVP-Nationalrat
Imarkbezeichnete sie als
«Luftschloss».
Das Luftschloss und Klumpen-
risiko ist die Hochrisikotechno-
logie Atomkraft, an der Imark
festhält.Ermissachtetdamitden
klaren Volksentscheid von 2017
zum Atomausstieg. Für neue
AKWgibtes inderSchweizkeine
privaten Investoren, das hat der
Axpo-CEOkürzlichdeutlich ge-
sagt.NeueAKWliessen sichnur
mit Staatsgeldernfinanzieren.

Investitionen indieAtom-
energie gelten inderEUaber
neualsnachhaltig. Findetda
eineTrendwende statt?
Das ist Greenwashing. Der Ab-
bau von Uran ist umweltschäd-
lich, die Lagerung des Atom-
mülls ungelöst. Vor allem aber
kämedieAtomkraft zu spät, um
unser Stromproblem zu lösen.

Will man das Rahmenbewilli-
gungsverbot ausdemKernener-
giegesetz kippen, werden wir
mit Sicherheit das Referendum
ergreifen.EinneuesAKWkönn-
te frühestens in 20 Jahren inBe-
trieb genommen werden. Wir
müssendieKlimakriseaber jetzt
bekämpfen.

DieSVPsetzt starkauf
Gaskraftwerke.AuchSP-
BundesrätinSommaruga
zieht sie fürNotsituationen
inBetracht. Ist das für Sie
eineOption?
Wennwir grosseGaskraftwerke
bauen, verzögernwir das Errei-
chen der Netto-null-Ziele. Das
geht nicht. Interessant finde ich
hingegendie IdeedesVerbands
Powerloop. Er schlägt 2000
kleineWärme-Kraft-Kopplungs-
anlagen vor allem in den städti-
schen Gebieten vor, die man
punktuell an einzelnen Tagen
laufen lassen könnte – als Back-
up-Lösung, wenn der Strom
knapp ist. Sie müssten aber mit
BiogasodergrünemWasserstoff
betriebenwerden.

«Willmandas
Rahmenbewilligungs-
verbot ausdemKern-
energiegesetzkippen,
werdenwirmit
SicherheitdasRefe-
rendumergreifen.»

Gabriela Suter
SP-Nationalrätin

Die hochalpine Solaranlage der Elektrizitätswerke der Stadt Zürich (EWZ) an der Albigna-Staumauer. Bild: Keystone (Albigna, 11. Februar 2021)
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Solaranlagen bringen Steuernachteile
LuzernerHausbesitzende können Investitionen in Photovoltaik nicht von den Steuern abziehen – ein Ausnahmefall in der Schweiz.

Reto Bieri

Kürzlich hat der Bund das revi-
dierteEnergiegesetz in dieVer-
nehmlassung gegeben. ZurDe-
batte steht unter anderem, ob
auf sämtlichen Neubauten So-
larmodulemontiertwerden sol-
len. Mit der Solarpflicht will
Bundesrätin Simonetta Somma-
ruga die Energiewende voran-
treiben.Dies harzt bekanntlich.
UmHausbesitzer undMieterin-
nen finanziell nicht unnötig zu
belasten, sollen Solaranlagen
von den Steuern abgezogen
werdenkönnen.BeiNeubauten
ist dies aktuell nicht möglich,
bei Bestehenden hingegen
schon – ausser im Kanton Lu-
zern. In der restlichen Schweiz
ist es überall zulässig.

Dassman inderSteuererklä-
rung eine Solaranlage nicht als
Liegenschaftsunterhalt abzie-
henkann, frustriert vieleLuzer-
ner Hausbesitzende, darunter
einen Leser aus einer Landge-
meinde. SeinenNamenmöchte
er nicht in der Zeitung sehen.
Der Hagelsturm im vergange-
nen Sommer habe das Ziegel-
dach seines Einfamilienhauses
beschädigt.

Ziegeldachkann
abgezogenwerden
GernewürdeerdieGelegenheit
nutzenundeinSolardach instal-
lieren, was zwischen 65000
und80000Frankenkostet.Das
ist bis zu vier Mal teurer, als
wenn er das Dach wieder mit
Ziegeln ersetzt. Dafür würde
sein Haus auf 190 Quadratme-
tern Fläche rund dreiMalmehr
Strom produzieren, als es ver-
braucht.DenAufwand fürsZie-
geldach könnte der Mann voll-
umfänglich als Unterhalt von
den Steuern abziehen. «Nicht
jedoch das ökologische Solar-
dach», sagt er. Es ist nicht das

einzigeHindernis, überwelches
er sichärgert. «EineSolaranlage
gilt als wertvermehrend, wo-
nach der Schatzungswert der
Liegenschaft steigt und schluss-
endlichwiederumhöhere Steu-
ern generiert.»

Als drittes Hemmnis nennt
derHausbesitzerdie«margina-
le Entschädigung für den über-
schüssigen, ins Netz eingespie-
senen Solarstrom, der für einen
Bruchteil des Marktpreises ans
Elektrizitätswerk verschenkt
werden muss». «Trotzdem
müssendieseökologischenEin-
künfte als Einkommen versteu-

ertwerden.»Zwarwürdeervom
BundalsEinmalvergütung rund
10000 Franken für sein Solar-
dach erhalten. Trotzdem legt er
seineSolarplänevorerst aufEis,
die steuerlicheBelastungwiege
zu schwer.

Kantonsrat lehnte
Steuerabzugab
Auf Anfrage bestätigt Judith
Setz, Sprecherindes kantonalen
Finanzdepartements, dass der
Kanton Luzern aktuell keinen
Steuerabzug für Solaranlagen
kennt.DerKantonsrat habe erst
2019einenentsprechendenAb-

zug abgelehnt mit der Begrün-
dung, dass die steuerliche För-
derung von Energiespar- und
Umweltschutzmassnahmen zu
hohen Mitnahmeeffekten füh-
re. Letzteres bedeutet, dass
Personen profitieren würden,
welche sich die Solaranlage
auch ohne staatliche Gelder
leisten können.

Die entsprechende Motion
hatte der Hochdorfer Kantons-
rat Adrian Nussbaum einge-
reicht. Laut dem Mitte-Frak-
tionschef hat das Parlament die
Steuerabzugsforderung in den
letzten zehn JahrendreiMal ab-

gelehnt. «Ich bedaure das sehr,
gehe aber davon aus, dass die
Diskussion bald erneut aufs Ta-
pet kommt. Hoffentlichmit an-
deremAusgang.»

DamitmeintNussbaumden
kantonalenPlanungsberichtKli-
maundEnergie,dessenumfang-
reiche Beratung der Kantonsrat
in der Januarsession begonnen
hatund imMärz fortführt.Nuss-
baumverweist auf dieKommis-
sionRaumplanung,Umweltund
Energie (Ruek),dieeineentspre-
chende Ergänzung vorgeschla-
gen hat. So soll der Regierungs-
rat zur Abzugsfähigkeit für In-

vestitionen in Solaranlagen
schnellstmöglicheineGesetzes-
anpassung vorschlagen. Zu Un-
mut bei Hausbesitzenden führt
zudemwieerwähnt,dassder ins
Netz eingespiesene Solarstrom
als Einkommen versteuert wer-
den muss. Einen Vorschlag von
ThomasMeier (FDP,Schenkon)
zu einer generellen Steuerbe-
freiung lehntedasParlament im
Dezember ab beziehungsweise
es folgte der Regierung. Diese
schlugstattdesseneineBagatell-
grenze für kleineAnlagen vor.

Anlage lohnt sichmeistnur
fürdenEigenverbrauch
Nussbaumsagt,vielwichtigerals
eineSteuerbefreiungsei aus sei-
ner Sicht die grundsätzliche Lö-
sung des Problems. «Der Bau
einer Fotovoltaikanlage lohnt
sichfinanziell indenmeistenFäl-
lennur fürdenEigenverbrauch.»
Das führe dazu, dass häufig zu
kleine Anlagen gebaut werden,
welche für die Stromproduktion
nicht die vollen Dach- oder Fas-
sadenflächen ausnützen. Es
brauche hier ein zusätzliches
Förderungsinstrument. Nuss-
baumhat dazu eineMotion ein-
gereicht.DerenChancenstehen
gut.NebstParteikollegenhaben
auchKantonsrätinnen von FDP,
GLP und den Grünenmitunter-
zeichnet. Die Regierung unter-
stützt das Ansinnen zwar, will
aberderdetailliertenAusgestal-
tung der Massnahmen aus dem
Klimabericht nicht vorgreifen.
Sie empfiehlt deshalb, die Mo-
tion ineinwenigerverbindliches
Postulat umzuwandeln.

Nochnicht äussernwill sich
der Regierungsrat übrigens zur
Solarpflicht.DenVorschlag von
Bundesrätin Simonetta Somma-
rugawerdeman imRahmender
Vernehmlassung zum neuen
Energiegesetz prüfen, sagt Ju-
dith Setz.

Luzern kennt als einziger Kanton keine Steuerabzüge bei Solaranlagen. Bild: Boris Bürgisser (Udligenswil, 9. Februar 2022)


